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S A T Z U N G

über die Erhebung von Beiträgen für die Verbesserung der

Abwasserbeseitungsanlage im Teilbereich Lohnde der Stadt Seelze

(Verbesserungsbeitragssatzung Lohnde) vom 26.08.1993 (Neufassung)

Aufgrund der §§ 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) und des § 6 des
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) hat der Rat der Stadt Seelze folgende
Satzung beschlossen:

§ 1

Beitragstatbestand

Die Stadt erhebt nach Maßgabe dieser Satzung

a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die Aufgabe der vorhandenen
Mischwasserkanäle und das Verlegen neuer Schmutzwasserkanäle im Trennsystem
sowie den Anschluß dieses neuen Kanalsystems an die vollbiologische
Schmutzwasserbeseitungsanlage "Gümmerwald",

b) Kostenerstattung für Grundstücksanschlüsse an die zentrale öffentliche
Schmutzwasserbeseitigungsanlage.

Der räumliche Umfang der Maßnahme und die Führung der Schmutzwasserkanäle im einzelnen
ergeben sich aus dem Bauprogramm, das in Form eines Entwässerungsplanes Bestandteil dieser
Satzung ist.

§ 2

Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen alle Grundstücke, die an das zu verbessernde Kanalsystem
angeschlossen waren und angeschlossen werden konnten.

Grundstück ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-rechtlichen Sinne.

§ 3

Beitragsmaßstab

(1) Der Verbesserungsbeitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Flächenbeitrag berechnet.

Bei dessen Ermittlung werden für das erste Vollgeschoß 25 % und für jedes weitere
Vollgeschoß 15 % der Grundstücksfläche angesetzt.
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Als Vollgeschoß gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften
Vollgeschosse sind. Ist die Geschoßzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerkes nicht
feststellbar, werden je angefangene 2,20 m - bei industriell genutzten Grundstücken 3,50 m -
Höhe des Bauwerkes als ein Vollgeschoß gerechnet. Kirchengebäude werden als
eingeschossige Gebäude behandelt.

(2) Als Grundstücksfläche gilt

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, auf die der
Bebauungsplan die bauliche oder gewerbliche Nutzungsfestsetzung bezieht,

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen eines Bebauungsplanes hinausreichen, die
Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, auf die sich die bauliche oder gewerbliche
Nutzungsfestsetzung bezieht,

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines im
Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des
Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze
und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen; bei Grundstücken, die
nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum Grundstück gehörenden
Weg mit einer Straße verbunden sind, die Fläche zwischen der der Straße zuge-
wandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden
Parallelen,

d) bei Grundstücken, die über die sich nach a) bis c) ergebenden Grenzen hinaus bebaut
oder gewerblich genutzt sind, die Flächen zwischen der jeweiligen Straßengrenze
oder im Falle c) der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer Parallelen
hierzu, die in einer der übergreifenden Bebauungen oder übergreifenden
gewerblichen Nutzung entsprechenden Tiefe verläuft,

e) bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit nur
untergeordneter Bebauung festsetzt oder die innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) so genutzt werden (z. B. Schwimmbäder,
Sportplätze, Campingplätze - nicht aber Friedhöfe) 75 % der Grundstücksfläche,

f) bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan Friedhofsnutzung festsetzt oder die
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im
Außenbereich (§ 35 BauGB) so genutzt werden, die Grundfläche der an die öffentliche
zentrale Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch
die Grundflächenzahl von 0,2,

g) bei allen anderen bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die
Grundfläche der an die öffentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage
angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl von 0,15.

h) In den Fällen f) und g) wird die so ermittelte Fläche diesen Baulichkeiten dergestalt
zugeordnet, daß ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der
Baulichkeit verlaufen.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl der
Vollgeschosse,

b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan anstelle einer Vollgeschoßzahl eine
Baumassenzahl oder nur die Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt ist, die
Baumassenzahl bzw. die höchst zulässige Gebäudehöhe geteilt durch 3,5 auf ganze
Zahlen aufgerundet,
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c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen,
die Zahl von einem Vollgeschoß,

d) die Zahl der tatsächlichen oder sich nach Umrechnung ergebenden Vollgeschosse,
wenn aufgrund von Ausnahmen oder Befreiungen die Zahl der Vollgeschosse nach a)
oder die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe nach b) überschritten werden,

e) soweit kein Bebauungsplan besteht

aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse,

bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend
vorhandenen Vollgeschosse (§ 34 BauGB),

f) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die
Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe festgesetzt sind, der in der näheren
Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB)
Wert nach a) oder b),

g) bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit
untergeordneter Bebauung festsetzt oder die innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Außenbereich (§ 35 BauGB) so genutzt
werden (z. B. Schwimmbäder, Sportplätze, Campingplätze und Friedhöfe) die Zahl
von einem Vollgeschoß.

§ 4

Beitragssatz

Der Beitragssatz für die Verbesserung der zentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitungsanlage
im Teilbereich Lohnde beträgt je Quadratmeter Beitragsfläche DM 12,80.

Die festzusetzenden Beiträge sind auf volle DM abzurunden.

§ 5

Beitragspflichtige

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des
Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des
Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als
Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und
Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mieteigentumsanteil beitragspflichtig.

§ 6

Entstehung der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht, sobald der neue Schmutzwasserkanal vor dem Grundstück
betriebsfertig hergestellt ist und das Grundstück in die vollbiologische Kläranlage "Gümmerwald"
entwässern kann.
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§ 7

Vorausleistungen

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, sobald
mit der Durchführung der Maßnahmen begonnen worden ist.

§ 8

Veranlagung und Fälligkeit

Der Verbesserungsbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe
des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung.

§ 9

Ablösung

In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch
Vertrag vereinbart werden.

Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 3 bestimmten Beitragsmaßstabes
und des in § 4 festgesetzten Beitragssatzes zu ermitteln. Durch Zahlung des Ablösungsbetrages
wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.

§ 10

Erstattungsanspruch

(1) Die Aufwendungen für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Beseitigung und
Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse einschließlich der Revisionsschächte an die
zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage sind der Stadt in der tatsächlichen
Höhe zu erstatten.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der Beendigung der Maßnahme.

(3) Die §§ 5, 8 und 9 gelten entsprechend.

§ 11

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach Ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Hannover
in Kraft.

Zu diesem Zeitpunkt treten die Vorschriften der Verbesserungsbeitragssatzung Lohnde vom
11.06.1992 außer Kraft.
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Bekanntmachung:

Satzung
Amtsblatt für den Landkreis Hannover Nr. 46 vom 05.11.1992

Neufassung vom 26.08.1993
Amtsblatt für den Landkreis Hannover Nr. 38 vom 16.09.1993

Hinweisbekanntmachung:

Satzung
"Umschau" Nr. 34 vom 19.08.1992

Neufassung vom 26.08.1993
"Umschau" Nr. 39 vom 29.09.1993


